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Zehn Jahre nach dem Ausbruch der Schulden-

krise beginnt Griechenland sich zu erholen. Im

vergangenen August verliess das Land den

Eurorettungsschirm. Der einstige Defizitsünder

weist Haushaltsüberschüsse aus. Die Wirtschaft

wächst wieder, wenn auch bislang eher kraftlos.

Mit der Parlamentswahl vom Sonntag hat

Griechenland gezeigt, dass es sich nicht nur

ökonomisch, sondern auch politisch wieder

stabilisiert.

Die Abstimmung war ein Zeugnis politischer

Reife. Die Griechen haben weise gewählt. Sie

gaben der konservativ-liberalen Nea Dimokratia

eine absolute, aber keine überwältigende Mehr-

heit. Der am Montag vereidigte Premier Kyria-

kos Mitsotakis kann sofort an die Arbeit gehen,

ohne langwierige Koalitionsverhandlungen füh-

ren zu müssen. Den zuletzt als Chef einer Min-

derheitsregierung kaum noch handlungsfähigen

Alexis Tsipras schickten die Wähler auf die

Oppositionsbank. Aber sie bescherten seinem

Linksbündnis Syriza nicht jene vernichtende

Niederlage, mit der manche Wahlforscher ge-

rechnet hatten. Tsipras verlor gegenüber der

Wahl von 2015 nur vier Prozentpunkte. Er kann

erhobenen Hauptes in die Opposition gehen,

Syriza bleibt eine starke politische Kraft.

Aus dem Parlament geworfen haben die Wähler

hingegen die Neonazi-Partei Goldene Morgen-

röte, die in den Krisenjahren mit rechtspopulisti-

schen, nationalistischen und ausländerfeindli-

chen Parolen Protestwähler gewinnen konnte.

Dass die Neonazis jetzt an der Drei-Prozent-

Hürde scheiterten, ist ebenfalls ein Indiz für die

Rückkehr des Landes zu politischer Stabilität.

Mehr als 71 Prozent der Stimmen entfielen auf

die beiden grossen Parteien. Nun kommt es dar-

auf an, was der neue Premierminister Mitsotakis

und Oppositionschef Tsipras aus dem Wahler-

gebnis machen. Mitsotakis hat ein klares Man-

dat für die Umsetzung seines Programms. Er

will der Wirtschaft mit einer Entschlackung der

öffentlichen Verwaltung und Steuersenkungen

Wachstumsimpulse geben. Seine Devise lautet:

Weniger Staat, weniger Steuer, mehr Investitio-

nen und neue, hochwertige Arbeitsplätze.

Mitsotakis macht keinen Hehl daraus, dass er

die strikten fiskalischen Vorgaben, die sein Vor-

gänger mit den Gläubigern vereinbarte, für kon-

traproduktiv hält. Die hohen Haushaltsüber-

schüsse, zu denen sich das Land in den nächsten

Jahren verpflichtet hat, bremsen das Wachstum

und lassen keinen Spielraum für dringend not-

wendige öffentliche Investitionen in die Infra-

struktur. Mitsotakis will die Gläubiger nun da-

von überzeugen, dass für Griechenland in dieser

Phase Wachstumsimpulse wichtiger sind als

hohe Haushaltüberschüsse. Denn je stärker die

Wirtschaftsleistung steigt, desto schneller sinkt

die in Relation zum Bruttoinlandprodukt be-

rechnete Schuldenquote.

Mitsotakis wird allerdings bei den Gläubigern

noch viel Überzeugungsarbeit leisten müssen.

Insbesondere in Berlin gibt es grosse Bedenken

gegen eine Lockerung der Sparvorgaben. Bevor

es dazu kommt, wird der neue griechische Pre-

mier erst einmal unter Beweis stellen müssen,

dass er seine Wachstumsziele auch umsetzen

kann. Und die sind sehr ehrgeizig: Mitsotakis

will das Wachstumstempo von derzeit weniger

als zwei Prozent im Jahr auf vier Prozent mehr

als verdoppeln.

Ob ihm das gelingt, wird nicht zuletzt von der

Opposition abhängen. Wie sieht Tsipras seine

Aufgabe? Wird er in die Rolle des Rebellen zu-

rückfallen, seine Anhänger zu Streiks und Mas-

senprotesten mobilisieren, wie er es als Opposi-

tionsführer in den ersten Krisenjahren tat? Sei-

ner Partei und seinem Land würde er damit kei-

nen Gefallen tun. Tsipras hat die Wahl verloren,

weil ihm die Wähler der Mitte davonliefen. Er

hat jetzt die Chance, Syriza zum politischen Zen-

trum zu öffnen und zu einer breit aufgestellten

sozialdemokratischen Volkspartei zu machen.

Das wäre nicht nur ein Beitrag zur politischen

Stabilität des Landes. Nur so kann sich Tsipras

auch die Option auf eine spätere Rückkehr an

die Regierung sichern.
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Gerd Höhler aus Athen

«Mitsotakis will die
Gläubiger überzeugen,
dass Wachstums-
impulse in dieser Phase
für Griechenland
wichtiger sind als hohe
Haushaltüberschüsse.»

Foto des Tages

Ist der kleine Löwe nicht allerliebst? Zusammen mit
einem Geschwisterchen kam er im Mai im Zoo von
Dvur Kralove im Norden Tschechiens zur Welt. Die
beiden Neugeborenen gehören zur sehr selten ge-

wordenen Unterart der Berberlöwen. Berberlöwen
sind in freier Wildbahn seit dem vergangenen Jahr-
hundert ausgestorben. Weltweit leben noch etwa
100 Exemplare in Gefangenschaft. Bild: David Josek/AP/KEY
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Die Bedürfnisse der Mehrheit über-

wiegen die Bedürfnisse der wenigen

oder eines Einzelnen. Diesem Diktum

folgt das Volk der Vulkanier in der

Fernsehserie «Star Trek». Die spitz-

ohrige Spezies hat im Verlauf ihrer

Geschichte den Emotionen fast völlig

entsagt. Die Vulkanier mit ihrem be-

rühmtesten Aushängeschild Spock

haben ihr Handeln der Logik unter-

worfen. Der eingangs zitierte Satz gilt

dabei als eine der Leitlinien dieses

Denkens. Die Trekkies, wie die Fans

der Serie genannt werden, dürften be-

merkt haben, dass sich auch die SBB

der vulkanischen Logik bedienen. Um

Verspätungen aufzuholen, lassen die

Bundesbahnen planmässige Stopps

unvermittelt aus, wie jüngst zu erfah-

ren war. Die Begründung der SBB: Es

handle sich dabei um eine «Massnah-

me zum Nutzen der Mehrheit». An-

ders formuliert: Damit eine Mehrheit

der Reisenden nicht mit noch gravie-

renderen Verspätungen konfrontiert

wird, muss eine Minderheit genau

solche hinnehmen. Zumindest Spock

würde die Massnahme begrüssen –

wenn auch frei von Emotionen.

Andreas Möckli

Apropos

Die SBB auf den
Spuren von Spock

l ll l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l l

Das Aargauer Departement Gesund-

heit und Soziales (DGS) hat in den

letzten Monaten unter der schwachen

Führung durch Vorsteherin Franziska

Roth gelitten. Der Ruf nach einer dos-

sierfesten Gesundheitspolitikerin für

die Nachfolge Roths folgte unmittel-

bar auf deren Rücktrittserklärung. Die

zwei grossen Aargauer Wirtschafts-

verbände fordern nun aber, dass nicht

der oder die neu zu Wählende Roths

Departement übernimmt, sondern

einer der aktuellen Regierungsräte.

Dieser Vorschlag macht Sinn. Gestan-

dene Regierungsräte brauchen keine

monatelange Eingewöhnungszeit in

das neue Amt und sind schon bestens

mit der DGS-Materie vertraut. Das

würde dem angeschlagenen Departe-

ment sicher guttun. Zudem würde

sich die Auswahl möglicher Kandida-

tinnen und Kandidaten vergrössern,

wenn profundes Fachwissen bei

Gesundheitsthemen nicht mehr das

alleinige Wahlkriterium darstellt.

Für eine gute Regierungsrätin sind

Führungserfahrung, Kompromissbe-

reitschaft und Durchsetzungsvermö-

gen entscheidend. Sie muss ihre Ge-

schäfte in der Gesamtregierung, vor

dem Parlament und unter Umständen

auch direkt vor dem Volk vertreten

können. Wer Regierunsrat ist, muss in

der Lage sein, sich schnell in jedes

Dossier einzuarbeiten – so wie es jetzt

Stephan Attiger als Vorsteher des De-

partements Bau, Verkehr und Umwelt

im DGS interimistisch tun muss. Dass

er kein Gesundheitspolitiker ist, stört

offenbar auch niemanden.
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